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Zum Grünbuch Stadtverkehr der EU-Kommission

Die kommunale 
Verkehrspolitik vor dem Aus
Innerstädtischer Verkehr war schon immer ein Handlungs- und
Diskussionsfeld von Städten und Gemeinden. Doch mit dem
Grünbuch Stadtverkehr mischt sich die Europäische Kommis-
sion in die kommunale Verkehrspolitik ein. Das könnte schwer-
wiegende negative Folgen haben. Von Gerd Landsberg

Zudem ist es problematisch, wenn die
EU gesetzliche Maßnahmen erlässt, die
auf kommunaler Ebene umgesetzt werden
müssen, für die die betroffenen kommu-
nalen Behörden aber keine Regelungsbe-
fugnisse haben. Ein Paradebeispiel hierfür
ist die Feinstaubrichtlinie. Denn es hilft
nicht, wenn Städte zu Straßensperrungen
gezwungen werden sollen und damit das
Problem nur verlagert wird. Tatsächlich
wird die Verantwortung zum Schutz der
Bürger auf die Kommunen geladen. Das
Bundesverwaltungsgericht hat jüngst ge-
urteilt, dass die Kommunen Maßnahmen
ergreifen müssten, obwohl sie dafür keine
Kompetenzen haben, da diese auf der Lan-
desebene liegen. Da ist der Europafrust in
den Rathäusern vorprogrammiert und
mehr als verständlich.

Unzureichende Befugnisse
der Gemeinden

Darüber hinaus kritisiere ich das Vor-
gehen der EU-Kommission bei der Vor-
bereitung des Grünbuches. Sie hat sich
dabei auf eine offene Anhörung der eu-
ropäischen Öffentlichkeit gestützt. Hier
ist aber ein kritischer Blick auf die Betei-
ligung an dieser Konsultation geboten.
Insgesamt 915 Konsultationsbeiträge
wurden registriert, wobei die Äußerun-
gen von Einzelpersonen gleichgewichtig
neben die Beiträge großer Verbände ge-
stellt wurden. Das entspricht in keiner
Weise den Ansprüchen demokratisch le-
gitimierter Repräsentation.

Für die Verkehrspolitik sind die loka-
len und regionalen Kommunen verant-
wortlich. Wer zur Lösung von Verkehrs-
problemen beitragen will, der muss die
Kommunen stärken statt ihre Handlungs-
und Entscheidungsfähigkeit zu beschrän-
ken. Daher fordern wir als kommunale
Spitzenverbände, dass wir gesondert und
hervorgehoben von der EU zu diesem
Thema angehört werden.

Klimaschutzes konfrontiert sehen, soll
die kommunale Verkehrspolitik als Teil
der europäischen Verkehrspolitik betrach-
tet werden. Die EU-Kommission erhebt
damit letztlich den Anspruch, gesetzliche
Regelungen für den Bereich kommuna-
ler Verkehrspolitik zu erlassen.

Diesen Anspruch weise ich im Namen
des Städte- und Gemeindebundes zurück.
Die örtliche Verkehrspolitik ist keine eu-
ropäische Aufgabe. Die Städte und Ge-
meinden stellen sich den Herausforde-
rungen der Verkehrsprobleme. Wo sie
diese alleine nicht lösen können, helfen
unter Umständen interkommunale Ko-
operationen. Lösungen können aber nicht
auf der europäischen Ebene gefunden
werden. Ein Beispiel hierfür ist die europa-
weit vorbildliche Organisation des öffent-
lichen Nahverkehrs in flächendeckenden
Verkehrsverbünden. Diese Verkehrsver-
bünde sind im Sinne der Benutzer, auch
wenn sie vor dem Hintergrund europäi-
schen Binnenmarktrechts immer wieder
hinterfragt werden. 

Im Übrigen tragen die Städte und Ge-
meinden aus eigener Motivation zur Ent-
wicklung einer neuen Kultur der Mobilität
in Deutschland bei. Sie stärken seit Jahren
den sogenannten Umweltverbund, indem
sie jährlich über drei Milliarden Euro Fehl-
beträge bei den Verkehrsunternehmen er-
setzen. Sie setzen zunehmend moderne
Informationstechnik für den Verkehrs-
fluss ein, bewirtschaften den knappen
Parkraum und sorgen durch Verkehrskon-
trollen zusammen mit der Polizei für
mehr Verkehrssicherheit auf den Straßen.

Die EU-Kommission hat ein Grün-
buch mit dem Titel „Hin zu einer

neuen Kultur der Mobilität in der Stadt“
vorgelegt. Sie will damit eine europäische
Diskussion darüber beginnen, was Mobi-
lität in den Städten behindert und wie er-
wünschte Mobilität gefördert werden
kann.

In den Städten und Gemeinden ist die
örtliche Verkehrspolitik ein Dauerthema.
Eines Anstoßes der Europäischen Union
(EU) bedarf es also nicht. Die Einwohner
und Besucher in den Städten und Ge-
meinden sorgen von sich aus für eine
ständige Diskussion über die Gestaltung
der Verkehrspolitik. Das Grünbuch der
EU konzentriert sich auf fünf Themenbe-
reiche des lokalen Verkehrs. Dazu gehört
der Bedarf nach flüssiger Verkehrsab-
wicklung, der Wunsch nach mehr Grün,
eine bessere Koordinierung des öffent-
lichen Verkehrs, Fragen, wie mehr Men-
schen Busse und Bahnen nutzen können
sowie Sicherheitsaspekte.

Eingriff in die kommunale
Verkehrspolitik

Aber es geht bei dem Grünbuch vor al-
lem um die Frage, wer für die Verkehrs-
politik in unseren Städten und Gemein-
den zuständig sein soll. Das Grünbuch
enthält nämlich eine europäische Agen-
da für die Mobilität in der Stadt. Weil sich
Kommunen in ganz Europa mit ähn-
lichen Problemen wie Verkehrsstaus,
Straßenverkehrssicherheit, Umweltver-
schmutzung, Lärmschutz und Ziele des
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